
Besteuerung von Mitarbeiterbeteiligungen

Privilegien fürTopverdiener blockiert
Der Bundesrat muss bei der
Besteuerung von Kadern
über dieBücher. Die Stände-
rätliche Kommission verlangt
nun einen Zusatzbericht.

«Endlich. Bei jeder anderen Konimis-
sion wäre das der normalste Schritt der
Welt. Aber bei der ständerädichen Wirt-
schaftskommission ticken die Uhren
anders», sagt Ernst Leuenberger.

Der Solothurner SP-Ständerat freut
sich, dass nun auch die vorberatende
Ständeratskommission mehr über die
Konsequenzen wissen will, bevor sie
das Gesetz über die Besteuerung von
Mitarbeiterbeteiliguhgen durchwinkt
und verabschiedet. ImNationalrat war
das neue Gesetz von linksgrüner Seite

massiv unter Beschuss geraten. Die SP
drohte gar mit dem Referendum, sollte
hier nicht zurückgekrebst werden. Sie
reklamierte, dass mitderVorlage vor
allem jenen Kadern inGrosskonzernen
einSteuergeschenk gemacht werde, die
einen Teil ihrer Millionensaläre inForm
von Aktien oder Optionen ausbezahlt
erhalten. Das neue Gesetz würde nur
Leuten wie ÜBS-Verwaltungsratspräsi-
dent Marcel Ospel oder Novartis-Chef
Daniel Vasella nützen; diesen «Verstoss
gegen die Steuergerechtigkeit» könne
die SPnie akzeptieren. Die Referen-
dumsdrohung habe gewirkt, zeigten
sich dieSozialdemokraten denn auch
gestern überzeugt.

Zuviele offene Fragen
Daswill Hannes Germann (SVE

Schaffhausen) sonicht stehen lassen.
Aus seiner Sicht haben andere Gründe

dazu geführt, dass die Kommission nun
dieNotbremse zog und von der Regie-

rung einen Zusatzbericht verlangt.
«Dieser Bericht istnötig, weil sich die
SPeinseitig aus derDebatte verabschie-
det hat, aber auch, weil man tatsächlich
konkret wissen will, wie sich das Gesetz
auswirkt», betont Germann. Es seien
letztlich zuviele Fragen offen.

Esgehe weder um Ospel noch Vasel-
la,sondern umdie Förderung von
Startup-Firmen. Diese hätten am An-
fang oftzuwenig Mittel, um ihre
Topleute den Qualifikationen entspre-
chend zuendöhnen. Mitder Option, sie
am Unternehmen und späteren Gewin-
nenzubeteiligen, könne Abhilfe ge-
schaffen werden. Germann: «Es istuns
bisher zuwenig gelungen, diesen As-
pekt deutlich zumachen.»

Erkündigt an, dass ersich nicht
gegen eine Obergrenze für steuerliche

Begünstigungen wehren würde, wenn
soein Kompromiss gefunden werde.

SPbleibt beiDrohung
Aneinen schnellen Burgfrieden

glaubt Ernst Leuenberger aber noch
nicht. «Bis uns das Gegenteil bewiesen
wird, halten wirander Referendums-
drohung fest.» Aus seiner Warte sei
«eigentümlich», dass dieSPvom Fi-
nanzdepartement seit langem konkrete
Zahlen über die Auswirkungen ver-
langt, aber keine erhalten habe. Im
Departement von Hans-Rudolf Merz
habe esgeheissen, dass das nicht
machbar sei, weil zuviele Faktoren
mitspielten. Jetzt seien inden Medien
von Beamten des Finanzdepartements
Beispiele genannt worden, die eine
gegensätzliche Wirkung aufzeigen sol-
len. Leuenberger: «Das Chaos istalsototal.» JÜRG AUF DER MAUR

 




